A1 Verlidngerung der Amtszeit des Kreisvorstands bis nach der Landtagswahl

Gremium: Kreisvorstand
Beschlussdatum: 10.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 3 Verlangerung Amtszeit Kreisvorstand

Antragstext

Die Amtszeit des amtierenden Kreisvorstands wird Uber den bisherigen Termin im
Marz 2027 hinaus verlangert. Sie endet mit der Neuwahl des Vorstands auf der

ersten Kreismitgliederversammlung nach der Landtagswahl 2027 voraussichtlich
Anfang Juni.

Begriindung

Wahlkampf heif3t vor allem: Prasenz im Stadtgebiet, Gesprache mit Blrger*innen und die Unterstiitzung
unserer Kandidat*innen. Die zweijahrige Amtsperiode des Kreisvorstandes wiurde regular im Marz 2027
enden, also mitten im Landtagswahlkampf. Der amtierende Kreisvorstand setzt zu diesem Zeitpunkt die
Strategien zur Landtagswahl um, steht fiir Kontinuitat im Wahlkampf und sollte deshalb die
Verantwortung dafur bis zum Wahltag in vollem Umfang tragen.

Mit der Verschiebung der Neuwahl des Kreisvorstandes auf die erste Kreismitgliederversammlung nach
der Wahl stellen wir sicher, dass der Vorstand und die Mitglieder ihre ganze Kraft auf den Wahlkampf
richten konnen. Gleichzeitig bleibt die demokratische Legitimation bis zur Neuwahl gewahrt.



A2 Einsetzung einer Wahlkampfkommission der Kélner GRUNEN zum Landtagswahlkampf 2027

Gremium: Kreisvorstand
Beschlussdatum: 10.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 5 Einsatz der Wahlkampfkommission

Antragstext

Es wird eine Wahlkampfkommission (WKK) gebildet, die den Landtagswahlkampf der
Kolner GRUNEN 2027 betreut und diesen in seiner strategischen Ausrichtung
begleitet.

Aufgaben und Arbeitsweise

1. Die WKK realisiert Inhalte und Beschlisse der KMV, der
Delegiertenratssitzungen und der Kreisvorstandssitzungen und bereitet
inhaltliche und finanzielle Vorschlage fir diese vor.

2. Die WKK berat im unter 1. genannten Rahmen Uber die Stofsrichtung und
lokale Umsetzung der Wahlkampagne und der Wahlkampfmaterialien.

3. Es wird ein Protokoll durch die Kreisgeschaftsstelle erstellt und den
Mitgliedern der WKK sowie den Ortsverbandsvorstanden, den
Arbeitskreissprecher*innen, der Runde der Bezirksvertreter*innen und dem
Ratsfraktionsvorstand zur Verfligung gestellt. Die Mitglieder der WKK
tragen die Ergebnisse in ihre Gremien. Sie nehmen Anregungen aus der
Partei mit und bringen diese in die WKK ein.

4, Die Moderation tbernehmen die Mitarbeiter*innen der Kreisgeschaftsstelle
und der Kreisvorstand.

5. Die Sitzungen der WKK sind mitgliederoffentlich.

Personelle Zusammensetzung



A2 Einsetzung einer Wahlkampfkommission der Kélner GRUNEN zum Landtagswahlkampf 2027

Der WKK gehdren mit Stimmrecht - sofern nichts anderes bestimmt ist- an:
e Zwei quotierte Mitglieder des Kreisvorstands sowie die/der Kassierer®in,
* ein*e Vertreter®in der Grunen Jugend Kaoln,

« zwei quotierte Vertreter*innen der Parteiarbeitskreise, die durch die
Austauschrunde zwischen Kreisverband und Arbeitskreisen bestimmt werden,

* jeweils ein*e Vertreter®in der Ortsverbande 1 bis 9,
* eine*n Vertreter*in der Griinen Alten,
« die Direktkandidat®innen der Kolner Wahlkreise | bis VII,

« der/die Wahlkampfmanager®innen und der/die Kreisgeschaftsfuhrer*in (ohne
Stimmrecht).

» Kommt es zu personellen Doppelungen, so hat die betreffende Person nur
einfaches Stimmrecht. Die Direktkandidat*innen kénnen sich personlich
vertreten lassen (ohne Stimmrecht).

Die WKK kann neben einem reinen Prasenzformat sowohl rein digital als auch in
hybrider Form durchgefuhrt werden.

Begriindung

Erfolgt mundlich
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A3 Mitgliederrat

Antragsteller®in: Ulla Eberhard (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 7 Antrage

Antragstext

Die Kreismitgliederversammlung moge beschliefsen, dass der Kreisverband der
Kolner Griinen zeitnah einen Pilotmitgliederrat durchfihrt.

Der Kreisvorstand wird beauftragt,

1. die Durchfiihrung eines Pilotmitgliederrates inhaltlich, methodisch und
organisatorisch zu konzipieren und hierzu den Partei-AK "Engagierte Stadt”
mit seiner einschlagigen Expertise einzubeziehen;

2. der Kreismitgliederversammlung das Konzept mitsamt der inhaltlichen
Aufgabenstellung zur Beschlussfassung vorzulegen, um dann auf dieser
Beschlussgrundlage den Pilotmitgliederrat durchzufuhren, dessen Ergebnisse
dem Kreisvorstand und der Kreismitgliederversammlung zur weiteren Beratung
und ggf. Beschlussfassung vorgelegt werden;

3. fur die Evaluation des Pilotmitgliederrates zu sorgen, und zwar
hinsichtlich der Geeignetheit des Formates, der angewandten Methoden, der
Qualitat der Ergebnisse und der Anschlussfahigkeit hinsichtlich einer
weiteren Verarbeitung durch den Kreisverband;

4. diese Evaluationsergebnisse bei der nachstmoglichen
Kreismitgliederversammlung mitsamt Empfehlungen zur weiteren Verwendung
dieses oder eines modifizierten Formates vorzustellen.

Begriindung

Der AK Engagierte Stadt begruft das Bestreben des Kreisvorstandes, Strukturen zu schaffen, die mehr
inhaltliche Debatte unter den Mitgliedern der Kélner Griinen ermdoglichen.

Der Arbeitskreis betrachtet die Einfuhrung eines Mitgliederrates weiterhin als geeignetes Mittel, einen
Raum fur grundlegende, strukturierte, zielfihrende und tiefe Debatten zu schaffen. Wir bitten den
Kreisvorstand, seine ablehnende Haltung zur Einfuhrung eines Mitgliederrats auf Kreisverbandsebene
zu Uberdenken.

Anlass des Strukturprozesses war die Feststellung in Gremien der Kolner Grunen, der
Kreismitgliederversammlung sowie durch Rickmeldungen aus der Parteibasis, dass die Zuganglichkeit
zu politischen Debatten und Mitwirkung insbesondere fur neue Mitglieder herausfordernd ist. Diese
Entwicklung ist insbesondere im schnellen Anstieg der Mitgliederzahl begriindet, deren nachhaltige
Einbindung in die Partei in den derzeit bestehenden Gremienstrukturen nicht mehr vollumfanglich
zufriedenstellend funktioniert.

Ein Mitgliederrat ist — neben anderen notwendigen Strukturreformen - ein geeignetes Mittel auch
solche Personen in die inhaltliche Auseinandersetzung einzubinden, die bisher nicht den Zugang dazu
gefunden haben. Das Losverfahren ermdglicht ein reprasentatives Abbild diverser Perspektiven aus der
gesamten Mitgliedschaft: Neu- wie Altmitglieder, Gremienerfahrene wie -unerfahrene, aus den Griinen



A3 Mitgliederrat

Hochburgen wie aus schwacher organisierten Bereichen.Jedes Mitglied hat die gleichen Chancen, mit
am Tisch zu sitzen.

Damit erreicht der Mitgliederrat auch jene Mitglieder, die in den bestehenden Strukturen bislang keinen
Zugang gefunden haben bzw. hier unterreprasentiert sind. Dabei geht es keinesfalls um eine
Einschrankung einer Debatte auf lediglich eine kleine Zahl ausgeloster Mitglieder, sondern vielmehr
darum, durch eine methodisch strukturierte Diskussion in einem fiir die Kolner Griinen reprasentativ
zusammengesetzten Mitgliederrat grundsatzliche Fragen aufzubereiten, die anschlief’end der breiten
Parteioffentlichkeit auf der Ebene des Kreisverbandes zur weiteren Diskussion gestellt werden.

Beim Mitgliederrat handelt es sich daher nicht um ein neu zu schaffendes Gremium, das in einem
Konkurrenzverhaltnis zu bestehenden Parteigremien oder der Mitgliederversammlung befindet, sondern
diesen in einer ausgewahlten und grundsatzlichen Frage beratend zur Seite steht. Der Mitgliederrat
stellt ein innovatives Instrument dar,um fur die Partei relevante oder auch kontroverse Themen
fundiert, konstruktiv und loésungsorientiert zu bearbeiten. Dort kénnen Debatten geflihrt und angeregt
werden, fur die auf Kreismitgliederversammlungen keine Zeit bleibt. Eine solche vertiefte
Auseinandersetzung ist fir wichtige Themen zielfuhrender als vier geloste Beitrage, die bei den
Kreismitgliederversammlungen ublich sind, bei denen sich zudem die Sprecher:innen kaum aufeinander
beziehen. Gleichzeitig konnen zusatzliche Perspektiven eingebracht werden. Die Mdoglichkeit zur
vertieften Auseinandersetzung einer fur die Kélner Griinen reprasentativen Gruppe zu einem Thema
bereichert die weitere Auseinandersetzung und Beschlussfassung zur thematisierten grundsatzlichen
Frage in der Mitgliederversammlung sowie den Gremien der Partei. Der Mitgliederrat schwacht nicht
die Basisdemokratie, sondern erneuert die basisdemokratische Tradition der Partei.

Insbesondere durch das Losverfahren ist ein Mitgliederrat als niedrigschwelliger Einstieg in vertiefte
politische Arbeit zu betrachten. Durch Anhoérung von Expert:innen, gewahlten Parteigremiem oder
Mandatierte aus Bezirk, Rat oder auch Landtag mit ihren verschiedenen Perspektiven auf ein Thema
uvm. bietet ein Mitgliederrat Mitgliedern unabhangig von ihrer politischen Vorerfahrung sowie ihres
Vorwissens die Moglichkeit, fir die Partei relevante strategische Empfehlungen bzw. Losungen zu
erarbeiten. Studien zeigen daruber hinaus, dass Teilnehmer:innen an den methodisch vergleichbaren
Blrgerraten ihr Engagement fur das Thema oftmals aufrechterhalten und sich somit fur die Kdlner
Grunen die Moglichkeit bietet, relevante Themen langfristig voranzubringen. Dies rechtfertigt u. a. den
vergleichsweise hohen Vorbereitungsaufwand dieser Methode.

In Kéln wurden in den vergangenen Jahren viele positive Erfahrungen mit diesem Format der aktiven
Beteiligung gesammelt. Exemplarisch zu nennen sind der,auch von den Griinen positiv bewerte
Pilotbiirgerrat ,Mobil im lebenswerten Quartier’, die Gesundheitsrate Chorweiler und Nippes und die
Birgerbeteiligung durch Losverfahren im Programm ,Lebenswerte Veedel". Auf Bundesebene wurde
jungst die Maglichkeit, einen Mitgliederrat durchzufihren in die Satzung der Bundespartei
aufgenommen. Auch im derzeitigen Entwurf des Programmes zur Landtagswahl der Grinen wird die
Einrichtung von Burgerraten auf Landesebene gefordert.

Der AK Engagierte Stadt schlagt dem Kreisverband daher vor, einen Pilotmitgliederrat zu einem von der
Mitgliederversammlung festzulegenden Thema durchzufihren und anschliefRend zu evaluieren.
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AA-01 Beschleunigung von Planungsverfahren

Gremium: QV Chorweiler
Beschlussdatum: 10.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

In Kapitel WP-01 nach Zeile 666 erganzen:

Planungs- und Genehmigungsverfahren fir Schienenwege beschleunigen wir durch
einfachere Ausschreibungen, konsequente Digitalisierung, personelle
Kapazitatserweiterung der Bezirksregierungen, Ausweitung der landeseigenen
Planungsfoérderung fur kommunale Vorleistungen, Einflihrung von Stichtagen fir
Einwande (,Praklusion®) und die Vermeidung von Doppelpriifungen, ohne Umwelt- und
Naturschutzstandards abzusenken.

Begriindung

Es ist niemandem mehr zu vermitteln, warum 2 Kilometer StraRenbahn 20 Jahre bis zur Fertigstellung
bendtigen. Das behindert nicht nur die 6kologisch dringend notwendige Verkehrswende, sondern sorgt
fur grundlegende Zweifel am Funktionieren unserer Demokratie. Deshalb brauchen wir dringend
Mafinahmen zur Beschleunigung der Prozesse.

Der Entwurf des Landtagswahlprogramms enthalt im Verkehrskapitel eine solche Forderung, aber nur

auf Strafdenbau (!!!) bezogen. Dadurch entsteht eine politisch sicher ungewollte und vollig falsche
Prioritatensetzung.



AA-02 Besserer OPNV in NRW: Klimatisiert, bezahlbar, durchdacht

Gremium: AK Mobilitat
Beschlussdatum: 17.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgende drei Anderungsantrage zum
Landtagswahlprogramm

fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 zum Kapitel WP-01:
"Ein Land der Innovation und Nachhaltigkeit” ein:

1. Klimatisierung im OPNV: Ab Zeile 678 nach ,.... und Mobilstationen.” wird
erganzt: ,Angesichts der Klimakrise und Hitzeentwicklung verfolgen wir das
Ziel, alle OPNV-Fahrzeuge in NRW mit Klimaanlagen auszustatten. Dies muss
bei Neuanschaffungen und Fahrzeug-Modernisierungen eine Prioritat sein.”

2. Deutschlandticket fir 29 €: In der Zeile 729 wird der Text ,Das
Deutschlandticket wollen wir als attraktives und leistungsfahiges Angebot
erhalten und weiterentwickeln. ersetzt durch ,Das Deutschlandticket soll
fur alle erschwinglich sein: NRW setzt sich fir einen Preis von 29 € pro
Monat und eine Preisbindung fiir mindestens drei Jahre ein.’

3. Bessere S-Bahn in NRW: In der Zeile 782 wird der Text ,Fur die
Metropolregionen Rhein-Ruhr zum Beispiel mit dem Konzept “S-Bahn-2.0":"
ersetzt durch ,Das Konzept ,S-Bahn 2.0°aus dem Ruhrgebiet entwickeln wir
dafiir zu einer landesweiten Vision ,S-Bahn NRW 2.0 weiter:"

Begriindung

Zu 1: Die Richtung im Ursprungstext stimmt, aber wir brauchen gerade angesichts der extremen Hitze
mehr Verbindlichkeit und einen richtigen Push. Es sollten ausschliefilich klimatisierte Fahrzeuge neu

angeschafft werden. Die Bestandsfahrzeuge sollen priorisiert mit Klimaanlagen ausgestattet werden,

wo moglich auch entkoppelt von sonstigen Sanierungsmafinahmen.

Zu 2: Eine klare Aussage zum Preis, die wir spater auch am Wahlkampfstand so wiederholen konnen.
Und auch zur Preisbidung - denn ein gunstiger Preis nitzt wenig, wenn er standig erhéht wird.

Die Erfolgsgeschichte des 9-€-Tickets bestand auch darin, dass es zum einen vielen Menschen mit
geringem Einkommen erstmalig freie Mobilitat (und gesellschaftliche Teilhabe) ermdglichte und zum
anderen viele Autofahrende zum Umstieg auf OPNV bewegte. Diese positiven Effekte werden jedoch
mit jeder Preiserh6hung immer geringer. Zwar wird z. B. mit sozialen Tickets dagegen gesteuert.
Deutlich besser und einfacher ware jedoch ein angemessener, bezahlbarer Preis fir alle.

Natirlich fuhrt ein niedrigerer Ticketpreis auch zur Finanzierungsfrage. Fakt ist aber auch, dass der
OPNV seit jeher mehr oder weniger ein Zuschussgeschaft war und ist: Egal ob bei 9 €,49 €, 58 €,63 €,
66,80 € oder auch in der Vergangenheit bei Abos fiir 100 €+. Das ist auch in Ordnung, denn der OPNV
gehort zur Daseinsvorsorge. Die Politik muss dies anerkennen und den OPNV angemessen finanziell
ausstatten.

Dass es eine Bundesentscheidung ist, ist uns bewusst. Wenn die NRW-Landesregierung sich aber daflr
einsetzt, hat das Gewicht.



AA-02 Besserer OPNV in NRW: Klimatisiert, bezahlbar, durchdacht

Zu 3: Das bestehende Konzept "S-Bahn 2.0" konnte bereits Erfolge erzielen, Teile davon wurden in das
offizielle Zielnetz des VRR ubernommen. Da die Planungen ohnehin landesweit zusammengefuhrt
werden sollen, gibt es jetzt die Chance, die bestehenden Planungen gleichzeitig in einem dhnlichen
Maf wie im Ruhrgebiet zu einem neuen Zielnetz fur ganz NRW weiterzuentwickeln.

Allgemeine Einordnung: Der AK Mobilitat hat in der Sitzung am 08.10.2026 eine Arbeitsgruppe fur das
Landtagswahlprogramm gebildet und dieser die Verantwortung fir die entsprechenden
Anderungsantrége gegeben. Die Arbeitsgruppe hat mehrere Anderungsantrage erarbeitet und diese am
17.10.2026 beschlossen. Einen Teil dieser Antrage mochten wir der KMV prasentieren. Wir bitten um
eure Zustimmung.
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AA-03 Kein Greenwashing bei klimaschadlicher Mobilitat (Kap. 1,Z.969)

Gremium: Grine Jugend Koln
Beschlussdatum: 25.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag zum Landtagswahlprogramm
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-01:"Ein Land der Innovation und Nachhaltigkeit" wird ab Zeile 969 Folgendes
gestrichen:

~Fliegen ist fur das global vernetzte NRW und seine Blirger*innen von grofier

Bedeutung. Ob Tourismus, Wirtschaft oder Logistik, ohne unsere Flughafen geht es
nicht.

und ersetzt durch:

.Fliegen ist die klimaschadlichste Form der Mobilitat und muss deshalb auf das
notwendige Maf} begrenzt werden. Trotzdem bleiben unsere Flughafen flr Tourismus,
Wirtschaft und Logistik in NRW relevant.”

In Z.980 nach ,lehnen wir ab." wird erganzt: An keinem NRW-Flughafen ist ein
weiterer Ausbau verkehrspolitisch erforderlich oder klimapolitisch vertretbar.

Begriindung

Begriundung: erfolgt mundlich



AA-04 Nachtflugverbot am Flughafen Kéln/Bonn

Gremium: Kreisvorstand Koln
Beschlussdatum: 20.10.2026

Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag zum Landtagswahlprogramm
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-01:"Ein Land der Innovation und Nachhaltigkeit” wird ab Zeile 976 nach
....Betriebsgenehmigung weiter.” wie folgt erganzt:

Wir halten an unserem Ziel eines Nachtflugverbots fiir Passagierflugzeuge am
Flughafen Kéln/Bonn fest. Denn wir sind weiterhin davon uberzeugt, dass die
Gesundheit der Anwohner*innen und Betroffenen damit am Besten geschitzt wird.

Begriindung

erfolgt mundlich.



AA-05 Konkrete Anreize fiir weniger Emissionen im Luftverkehr

Gremium: AK Mobilitat
Beschlussdatum: 17.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag zum Landtagswahlprogramm
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein:

WP-01: ,Ein Land der Innovation und Nachhaltigkeit” wird ab Zeile 984 wie folgt
geandert: Nach ,Gleichzeitig unterstiitzen wir Flughafen auf dem Weg zur
Klimaneutralitat® kommt der Punkt. Satzteil ,und wollen NRW, aufbauend auf
seinen zahlreichen Forschungsaktivitaten,zum fuhrenden Standort fur
klimaneutrale Flugkraftstoffe, Wasserstoff- und Elektroflugzeuge machen.”
entfallt. Stattdessen wird erganzt: ,NRW setzt sich fur eine Kerosinsteuer ein.
Gleichzeitig soll nachhaltiger Strom fiir den Schienenverkehr von der
Energiesteuer befreit werden.”

Begriindung

Es gibt keine wirklich klimaneutrale Flugkraftstoffe und es wird sie nie geben. Es handelt sich dabei um

Greenwashing: Nur weil CO? zuerst an einer anderen Stelle eingespart wurde, um dann aus der
Flugzeugturbine ausgeblasen zu werden, wird der AusstoR nicht ,neutral”. Das Vorgehen ist nicht an sich
falsch, aber die Bezeichnung als ,neutral”ist es eindeutig.

Die Forschungsprojekte mit dem Zweck, Klimawirkung des Luftverkehrs zu senken, sind grundsatzlich
begrifienswert. Der Fokus soll jedoch in erster Linie auf Vermeidung liegen. Dafir sollten wir hier klare
Anreize setzen: Fliegen muss teurer werden; die zusatzlichen Einnahmen sollen der Schiene zu Gute
kommen.

Allgemeine Einordnung: Der AK Mobilitat hat in der Sitzung am 08.10.2026 eine Arbeitsgruppe fur das
Landtagswahlprogramm gebildet und dieser die Verantwortung fir die entsprechenden
Anderungsantrige gegeben. Die Arbeitsgruppe hat mehrere Anderungsantriage erarbeitet und diese am
17.10.2026 beschlossen. Einen Teil dieser Antrage mochten wir der KMV prasentieren. Wir bitten um
eure Zustimmung.



AA-06 Effektivere Flichennutzung

Antragsteller®in: Marc Kersten (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Kapitel 2 (Zeile 166-168):

Unser Grundsatz lautet: Bestehende Flachen besser nutzen, bevor neue versiegelt
werden. Deshalb setzen wir auf Umnutzung, Baullicken, Nachverdichtung, h6here
Bauweise, etwas kleinere Wohneinheiten, flexible Grundrisse, Wohnungstausch und
eine flachensparende Siedlungsentwicklung.

Begriindung

erfolgt mundlich



AA-08 Verringerung struktureller Bildungsungleichheit - Priorisierung der inklusiven
Gesamtschule

Gremium: AK Bildung
Beschlussdatum: 22.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrdge Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag zum Landtagswahlprogramm
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein:

WP-03 "Ein Land der Chancen" wird in Zeile 275ff. in folgende Formulierung

verandert:

Wir wollen das Schulsystem langfristig zu einem inklusiven Bildungssystem des
langeren gemeinsamen Lernens weiterentwickeln. Die inklusive Gesamtschule
starken wir dabei als bevorzugtes Leitmodell und wollen sie bei der Neugriindung
und Weiterentwicklung von Schulen prioritar berucksichtigen. Bestehende weitere
Schulformen beziehen wir in einen schrittweisen und bedarfsgerechten Wandel ein.
Zugleich verbessern wir die Durchldssigkeit zwischen allen Bildungswegen.

Begriindung

Die inklusive Gesamtschule bietet die Moglichkeit, Kinder und Jugendliche unterschiedlicher sozialer
Herkunft, Leistungsfahigkeit und individueller Voraussetzungen langer gemeinsam zu unterrichten,
ohne sie frihzeitig auf unterschiedliche Schulformen und Bildungsgange aufzuteilen. Ihre langfristige
Starkung als bevorzugte Schulform kann damit einen wichtigen Beitrag zur
VerringerungstrukturellerBildungsungleichheit leisten.

Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass die frihe Aufteilung von Schiler*innen auf
unterschiedliche Schulformen soziale Bildungsungleichheiten verstarken kann, ohne dass damit ein
nachweisbarer Vorteil fir das durchschnittliche Leistungsniveau verbunden ist (Terrin & Triventi, 2023;
Werfhorst & Mijs, 2010).

Zudem konnen Schulformempfehlungen selbst bei vergleichbaren Leistungen durch die soziale
Herkunft beeinflusst werden. Frihzeitige Selektion hat daher die Gefahr, bestehende soziale
Ungleichheiten weiter zu verfestigen (Batruch et al., 2023).

Untersuchungen deutscher Schulstrukturreformen bestatigen das Potenzial langeren gemeinsamen
Lernens. Die friihere Trennung von Haupt- und Realschiler*innen in Bayern fihrte zu
Leistungsnachteilen. Umgekehrt zeigte die Zusammenfuhrung unterschiedlicher Bildungsgange in
mehreren Bundesldandern positive Auswirkungen auf die Leseleistungen, insbesondere bei sozial
benachteiligten Schiler*innen (Piopiunik, 2014, 2021).

Auch erfolgreiche Bildungssysteme wie das in Estland zeigen, dass langeres gemeinsames Lernen mit
hohen fachlichen Leistungen vereinbar ist.

Daher ist die langfristige Priorisierung der inklusiven Gesamtschule ein begriindeter Schritt,um die
frihe Selektion zu verringern und allen Kindern unabhangig von ihrer sozialen Herkunft bessere
Entwicklungsmaoglichkeiten zu ermdglichen. Voraussetzung dafir sind eine hochwertige individuelle
Forderung, verbindliche Bildungsstandards und eine bedarfsgerechte Ausstattung der Schulen.

Quellen:



AA-08 Verringerung struktureller Bildungsungleichheit - Priorisierung der inklusiven Gesamtschule

Terrin, E., & Triventi, M. (2023). The Effect of School Tracking on Student Achievement and Inequality: A
Meta-Analysis. Review of Educational Research, 93(2),236-274.

Werfhorst, H. G., and Mijs, J.J. (2010). Achievement inequality and the institutional structure of
educational systems: A comparative perspective. Annual Review of Sociology, 36,407-428.

Batruch, A., Geven, S., Kessenich, E., & van de Werfhorst, H. G. (2023). Are tracking recommendations
biased? A review of teachers’role in the creation of inequalities in tracking decisions. Teaching and
Teacher Education, 123, 103985.

Piopiunik, M. (2014). The effects of early tracking on student performance: Evidence from a school
reform in Bavaria. Economics of Education Review,42,12-33.

Piopiunik, M. (2021). How does reducing the intensity of tracking affect student achievement? Evidence
from German state reforms (CESifo Working Paper No. 9214). CESifo.
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AA-15 Keine Segregation im Klassenzimmer - Konfessionell ungebundene Schule als Regelschule

Antragsteller®in: Diana Siebert (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

WP-03 Ein Land der Chancen (Schule) Zielzeilen: 526-531

Wir beenden die religiose Segregation im Klassenzimmer. Das historisch uberholte
Konstrukt der staatlichen Bekenntnisgrundschulen in Nordrhein-Westfalen wird
restlos abgeschafft. Wir setzen keine faulen Kompromisse um, sondern wandeln
alle staatlichen Bekenntnisschulen in konfessionell ungebundene, staatliche
Gemeinschaftsschulen als verbindliche Regelschule des Landes um. Die
religionsneutrale Schule fir alle darf in NRW nicht langer ein Lippenbekenntnis
bleiben, sondern muss endlich zur gesetzlichen Realitat werden. Nur eine von
religiosen Profilen und kirchlichen Privilegien vollstandig ungebundene Schule
kann allen Kindern die gleichen Chancen und uneingeschrankte Teilhabe
garantieren.

Begriindung

Im Wahlprogramm 2022 hief8 es noch zurlickhaltend: ,Hemmnisse fur den seit 2015 mdglichen Umbau
von Bekenntnisschulen in bekenntnisfreie Grundschulen werden wir abbauen.’ Die Praxis hat jedoch
gezeigt, dass dieses lokale Flickwerk nicht ausreicht. NRW leistet sich als eines der ganz wenigen
Bundeslander noch immer den Anachronismus, Kinder bereits im Grundschulalter nach der Konfession
ihrer Eltern in staatlich vollfinanzierten Bekenntnisschulen zu trennen und Lehrkrafte bei der
Einstellung nach ihrem Taufschein zu selektieren. Das zementiert Ausgrenzung und torpediert massiv
den elementaren Grundschul-Grundsatz ,Kurze Beine, kurze Wege®. Wenn Kinder aus derselben
Nachbarschaft nach Konfession getrennt auf entferntere Schulen verteilt werden, verkompliziert das die
Schulentwicklungsplanung - insbesondere im landlichen Raum - extrem und zwingt Familien zu vollig
unnotigen Schulwegen. Gleichzeitig klaren wir mit unserer Forderung nach einer explizit ,konfessionell
ungebundenen” Gemeinschaftsschule eine historische Schieflage in NRW: Laut Landesverfassung
orientiert sich unsere heutige Gemeinschaftsschule als historisches Uberbleibsel der Nachkriegszeit
formal noch immer an ,christlichen Bildungs- und Kulturwerten®. Wir wollen dieses klerikale
Uberbleibsel tiberwinden und die wirklich neutrale, von allen Konfessionen ungebundene Schule
endlich zur flachendeckenden Realitat fur alle Kinder in NRW machen.



AA-16 Digitale Bildung landesweit denken

Gremium: Grine Jugend Koln
Beschlussdatum: 25.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag zum Landtagswahlprogramm
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

In WP-03: ,Ein Land der Chancen®wird der in Zeile 543 beginnende Absatz

“Digitale Bildung darf nicht vom Wohnort, der Schulform oder dem Schultrager
abhangen. Wir setzen uns dafur ein, dass alle Schiler*innen und Lehrkrafte in
NRW dauerhaft Zugang zu funktionierender technischer Infrastruktur sowie
sicheren, datenschutzgerechten und kostenfreien digitalen Bildungswerkzeugen
erhalten. Wir sorgen dafir, dass informationstechnische Grundlagen und eine
kritisch-reflektierte KI-Grundbildung allen zuganglich werden. Wir wollen, dass
jedes Kind und jede Lehrkraft ein digitales Endgerat hat und wollen die Kommunen
auf diesem Weg begleiten. Dazu gehdren auch ein Glasfaseranschluss mit
mindestens 1 GBit/s symmetrisch, leistungsfahiges WLAN und IT-Assistenz vor Ort.
Mit den Stadten und Gemeinden entwickeln wir die Lernmittelfreiheit weiter und
offnen sie fur neue digitale Inhalte und Anbieter. Digitale Werkzeuge helfen uns
zudem, Bildungsqualitat sichtbar zu machen: Wir bauen ein durchgangiges
Bildungsmonitoring auf, das individuelle Lernverldufe in den Blick nimmt und als
verlassliche Grundlage fur politische wie padagogische Entscheidungen dient. So
steuern wir Bildung datengestitzt und systematisch weiter, statt sie nur zu
verwalten’”

durch folgenden Absatz ersetzt:

LDigitale Bildung darf nicht vom Wohnort, der Schulform oder dem Schultrager
abhangen. Wir setzen uns dafur ein, dass alle Schiler*innen und Lehrkrafte in
NRW dauerhaft Zugang zu funktionierender technischer Infrastruktur sowie
sicheren, datenschutzgerechten und kostenfreien digitalen Bildungswerkzeugen
erhalten. Die im Bildungswesen eingesetzten Digitalsysteme und die
Betriebssysteme der Schulcomputer sollen quelloffen sein. Wir sorgen dafir, dass
informationstechnische Grundlagen und eine kritisch-reflektierte KI-Grundbildung
allen zuganglich werden. Wir wollen bei fruhkindlicher Bildung einen Fokus auf
analoges Lernen legen. Den flachendeckenden Einsatz von personlichen digitalen
Endgeraten wollen wir erst ab der 8. Klasse erlauben. Soweit flachendeckend
personliche digitale Endgerate zum Einsatz kommen, soll jedes Kind und jede
Lehrkraft ein digitales Endgerat haben. Wir wollen soweit wie rechtlich moglich
Standards durch das Land setzen und daruber hinaus die Kommunen bestmdoglich
unterstitzen. Wir starken digitale Souveranitat durch eine Breite Geratevielfalt
und eine Vielfalt von Betriebssystemen. Die Einbindung vorhandener privater
Endgerate aller Betriebssysteme ermoglichen wir. Gleichzeitig ermdglichen wir
auch die Wahl, ob statt eines privaten Gerats ein vom Land geliehenes Gerat fir
die Ausbildungsdauer zur Verfugung gestellt wird. Wir starken den Einsatz von
Laptops mit Tastatur. Losungen, die Familien drangen, Gerate eines bestimmten
Herstellers oder Betriebssystems zu kaufen, lehnen wir ab. Um reibungsfreien
digitalen Unterricht zu ermdglichen muss ein Glasfaseranschluss mit mindestens 1



AA-16 Digitale Bildung landesweit denken

GBit/s symmetrisch, leistungsfahiges WLAN und IT-Assistenz vor Ort
sichergestellt werden. Mit den Stadten und Gemeinden entwickeln wir die
Lernmittelfreiheit weiter und 6ffnen sie fur neue digitale Inhalte und
Anbieter*innen, wobei wir insbesondere auf Open Educational Resources (OER)
setzen. Digitale Werkzeuge helfen uns zudem, Bildungsqualitat sichtbar zu
machen: Wir bauen ein durchgangiges

Bildungsmonitoring auf, das individuelle Lernverlaufe in den Blick nimmt und als
verlassliche Grundlage fur politische wie padagogische Entscheidungen dient. So
steuern wir Bildung datengestitzt und systematisch weiter, statt sie nur zu
verwalten.’

Begriindung

Siehe https://www.gruenekoeln.de/partei/beschluesse/nachricht/da-ist-der-wurm-drin-gegen-den-
applezwang-an-koelner-schulen-6085

Mit Beschluss der KMV vom 13.04.26 setzen wir uns als BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Koln ausdriicklich
fur eine systemoffene und am Lernerfolg orientierte, evidenzbasierte, Digitalisierungsstrategie in
Schulen ein. Eine solche Digitalisierung sollte landesweit vorangetrieben werden,um teure und
maoglicherweise unzureichende kommunale Insellésungen zu verhindern.
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AA-17 Schuldnerberatung fiir alle

Gremium: AK Soziales
Beschlussdatum: 07.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Kapitel 4 (Zeile 51-57):

Wer in eine finanzielle Notlage gerat, darf nicht allein gelassen werden. Wir

stehen fir den Zugang zu einer kostenlosen Schuldner- und
Verbrauchsinsolvenzberatung aus einer Hand. Auch Menschen, die noch nicht
tiberschuldet sind, bei denen die Uberschuldung aber absehbar ist, sollen beraten
werden konnen. Wir teilen die Zielsetzung des Schuldnerberatungsdienstegesetzes
des Bundes, mit dem die Schuldnerberatung fir neue Zielgruppen gedéffnet wird,
und wollen das Angebot entsprechend ausweiten und auch Betroffenen mit einer
Mischung aus privaten und selbstandigen Schulden eine niedrigschwellige Beratung

ermdglichen.

(Einstimmiger Beschluss des AK Soziales vom 7.10.2026)

Begriindung

erfolgt mundlich



AA-18 Vergesellschaftung

Antragsteller®in: Marc Kersten (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext
Kapitel 4, Zeile 99-107:

Bezahlbares Wohnen ist zur zentralen sozialen Frage unserer Zeit geworden. Die
Miete verschlingt immer grofiere Teile des Einkommens, bei vielen bleibt am
Monatsende kaum noch Geld fir Lebensmittel, Bildung und Teilhabe. Das gefahrdet
den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Ein echtes kommunales Vorkaufsrecht zum
Verkehrswert gibt Stadten und Gemeinden endlich die Mdglichkeit,dem Hochstgebot
etwas entgegenzusetzen und bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Auch
Vergesellschaftungen gemaf? 815 Grundgesetz schliefsen wir bei deutlich
verbesserter Haushaltslage des Landes nicht aus. Kommunale
Wohnungsbaugesellschaften und Genossenschaften bleiben fur uns die zentralen
Akteure einer gemeinwohlorientierten Wohnungspolitik, denn sie garantieren nicht
nur, dass gunstiger Wohnraum entsteht, sondern auch, dass er gunstig bleibt.

Begriindung

erfolgt mundlich



AA-19 Neue Landesentwicklungsgesellschaft

Gremium: AK Soziales
Beschlussdatum: 07.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Kapitel 4 (nach Zeile 104-107):

Kommunale Wohnungsbaugesellschaften und Genossenschaften bleiben fir uns die
zentralen Akteure einer gemeinwohlorientierten Wohnungspolitik, denn sie
garantieren nicht nur, dass gunstiger Wohnraum entsteht, sondern auch, dass er
gunstig bleibt. Um mehr Spielraume flur eigenes wohnungspolitisches Handeln zu
gewinnen, wollen wir die erneute Griindung einer Landesentwicklungsgesellschaft
prufen, die auch bodenpolitische Akzente setzt und damit Spekulationsgeschafte
eindammt.

(Einstimmiger Beschluss des AK Soziales vom 7.10.2026)

Begriindung

Der Verkauf der landeseigenen LEG war ein schwerer Fehler der schwarz-
gelben Landesregierung im Jahr 2008. Das Tafelsilber wurde hier fiir einen
kurzfristigen Netto-Erlos von 787 Millionen Euro verscherbelt. Seitdem hat
die gegriindete Aktiengesellschaft Dividenden in mindestens dreifacher
Hohe ausgezahlt.

Schon damals waren wir Griine gegen diese Privatisierung. Denn fiir uns ist
Wohnen ein Teil der 6ffentlichen Daseinsvorsorge, genauso wie Strom oder
Wasser. Ohne Wohnen gibt es weder Strom- noch Wasseranschluss!

Um wieder mehr Spielraume fiir eigenes wohnungspolitisches Handeln zu
gewinnen, wollen wir die erneute Griindung einer
Landesentwicklungsgesellschaft priifen, die auch bodenpolitische Akzente
setzt und damit Spekulationsgeschafte eindammt. Dies fordert u.a. auch der
Mieterbund NRW.



AA-20 Bezahlbaren Wohnraum schaffen

Gremium: Kreisvorstand Koln
Beschlussdatum: 20.10.2026

Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag zum Landtagswahlprogramm
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-04: ,Ein Land der Solidaritat” wird ab Zeile 118 nach,,...trotzdem kaum
leisten konnen.  wie folgt erganzt:

Im Rahmen der offentlichen Wohnraumforderung fihren wir die Forderkulisse

"Preisgedampfter Wohnungsbau” ein, der mietpreis- und belegungsgebundenen
Wohnraum schafft.

Begriindung

Erfolgt mundlich.



AA-21 Wiedereinfiihrung der Fehlbelegungsabgabe

Gremium: Kreisvorstand Koln
Beschlussdatum: 20.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag zum Landtagswahlprogramm
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-04: ,Ein Land der Solidaritat” wird ab Zeile 140 nach ,,...kinderreichen
Familien oder Menschen mit Migrationsgeschichte im Mietmarkt.” wie folgt
erganzt:

Aktuell leben in geforderten Wohnungen Menschen, deren Einkommen die
Fordergrenzen aufgrund von biografischen Veranderungen Uberschreitet. Trotzdem
maochten wir nicht, dass diese Menschen deshalb aus ihrem Zuhause ausziehen
mussen. Es ist aber fair, wenn sie ihren Teil dazu beitragen, dass andere

Menschen in sozial geforderten Wohnraum ziehen kdnnen. Deshalb setzen wir uns
fur die Wiedereinfiihrung der Fehlbelegungsabgabe ein, die auf den Prinzipien von
Gerechtigkeit und Zweckbindung beruht.

Begriindung

Erfolgt mundlich.



AA-22 Wohnen als Menschenrecht: Obdach- und Wohnungslosigkeit Uberwinden

Gremium: AK Soziales
Beschlussdatum: 07.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext
Anderung von Kapitel 4, Zeile 166ff:

Wohnen ist ein Menschenrecht, das wir in die Landesverfassung aufnehmen wollen,
denn Obdach- und Wohnungslosigkeit sind nicht mit Artikel 1 GG vereinbar und

eine schwere Beeintrachtiqgung von Menschenwtirde und Gesundheit. Leider sind aber
immer mehr Menschen in NRW wohnungs- oder sogar obdachlos. Wir verfolgen
weiterhin das gemeinsame Ziel von EU, Bund und Land, Wohnungs- und
Obdachlosigkeit bis 2030 zu Uberwinden und mussen jetzt alle Hebel auf
Landesebene dafir in Gang setzen. Wir sichern das bewahrte Housing-First-Konzept
flachendeckend und verlangern dafir konsequent Landesinitiativen wie ,Endlich

ein ZUHAUSE!" um Kommunen zu unterstitzen.

Jede neue Wohnungslosigkeit ist nicht nur eine personliche Tragddie, sondern
auch eine langfristige, kostenintensive Belastung unserer Sozialsysteme. Deshalb
sorgen wir fUr eine frihzeitigere Informierung der Wohnungsfachstellen bei
drohendem Wohnraumverlust und ein zuverl3ssigeres Ubergangsmanagement von
Krankenhaus, Psychiatrie, Drogenentzug und Strafvollzug.

Menschenwirdige Standards im Hilfesystem wollen wir landesrechtlich definieren
und absichern, zielgruppengerechte Angebote ausbauen und mit einem
Forderprogramm zur Schaffung abschliefdbarer Einzelzimmer zu dauerhaften Losungen

beitragen. Nicht zuletzt fiir wohnungslose junge Menschen und Frauen braucht es
den Ausbau gezielter Angebote, die ein sicheres Zuhause als Grundlage schaffen,
um wieder Stabilitat, Perspektiven und Selbststandigkeit zu gewinnen.

Bei all dem setzen wir auf Gleichbehandlung aller obdach- und wohnungslosen
Menschen.

(Einstimmiger Beschluss des AK Soziales vom 7.10.2026)

Begriindung

erfolgt muindlich



AA-29 Keine Sonderauswertung von Deutschen mit doppelter Staatsbiirgerschaft

Gremium: Kreisvorstand Koln
Beschlussdatum: 20.10.2026
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag des Landtagswahlprogramms
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-05: Ein Land der Freiheit, Sicherheit und Erneuerung” wird ab Zeile 644 nach
....Stigmatisierung von Menschen mit Migrationshintergrund schafft.” wie folgt
erganzt:

Dazu gehort auch, die getrennte Auffihrung von Deutschen mit doppelter
Staatsburgerschaft in der Polizeilichen Kriminalstatistik wieder abzuschaffen.

Begriindung

In der Polizeilichen Kriminalstatistik 2025 wurden erstmals Deutsche mit doppelter Staatsburgerschaft
gesondert ausgewiesen. Damit ist NRW das erste Bundesland in Deutschland, das in der
Kriminalstatistik deutsche Blrger*innen aufteilt.

Eine gesonderte Auswertung der Straftaten von Deutschen mit doppelter Staatsbiirgerschaft bietet
keinerlei Erkenntnisgewinn, sondern fordert Stigmatisierung und Rassismus. Menschen mit doppelter
Staatsbilirgerschaft wird vermittelt, dass ihr deutscher Pass nicht ausreiche und sie im Zweifel ,nicht
deutsch genug” seien. Diese Trennung stiitzt sich auf volkisch-nationalistisches Gedankengut wie das
der AfD und kann ihr eine Argumentationsgrundlage bieten. In Artikel 116 GG ist klar beschrieben, wer
Deutscher ist. Daran sollte sich auch unsere Polizeiliche Kriminalstatistik halten und diese Gruppe nicht
weiter unterteilen.

Die Anderung der Polizeilichen Kriminalstatistik kam durch einen Erlass des Innenministers zustande
und stieR bei unseren GRUNEN Abgeordneten auf massive Kritik. Wir GRUNE konnten dies aufgrund der
Zustandigkeiten zwar nicht verhindern, sollten uns aber dennoch weiterhin stark dafiir einsetzen, dass
sie zuruckgenommen wird, bevor andere Bundesldander nachziehen.



AA-30 Keine klerikale Ausnahme bei der Verwaltungsdigitalisierung - Kirchenaustritt online und
hirdenfrei ermdglichen

Antragsteller®in: Diana Siebert (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

WP-06 Ein Land der Vielfalt. Zielzeilen: 492-502

Wir beenden die politisch gewollte Verschleppung und die Ausnahmeregelungen
zugunsten der Amtskirchen bei der Digitalisierung der Verwaltung in Nordrhein-
Westfalen. Es ist unhaltbar, dass Blrger*innen nahezu jeden Verwaltungsakt
digital erledigen sollen, beim Kirchenaustritt jedoch weiterhin durch das
Kirchenaustrittsgesetz NRW zu einem personlichen Erscheinen vor dem Amtsgericht
(oder Notar) und zur Zahlung einer Strafgebihr von 30 Euro gezwungen werden.
Grundsatzlich gilt fur uns: Der Staat darf Kirchen beim Mitgliedermanagement
institutionell nicht gegenliber anderen Organisationen bevorzugen - der Austritt
aus einer Religionsgemeinschaft muss perspektivisch genauso einfach durch eine
private Erklarung gegenuber der Institution moglich sein wie der Austritt aus
einer Gewerkschaft oder einem Verein. Solange der Kirchenaustritt jedoch noch an
staatliche Register gekoppelt ist, muss er sofort, gebuhrenfrei und ohne
Medienbruch vollstandig digital (z. B. Uber die BundID / eID-Funktion des
Personalausweises) vollzogen werden kénnen. Dies schitzt die negative
Religionsfreiheit und entlastet die vollig Uberlasteten nordrhein-westfalischen
Amtsgerichte sofort von sachfremden burokratischen Aufgaben.

Begriindung

Schon im Wahlprogramm 2022 haben wir versprochen, die Kirchenaustrittsgebiihr und mit dem
Austritt einhergehende biirokratische Hiirden abzuschaffen®. In der Realitat wird die Digitalisierung des
Kirchenaustritts in NRW jedoch durch die CDU-geflihrte Staatskanzlei (unter Minister Liminski) gezielt
blockiert,indem der Austritt als bewusste Ausnahme von der allgemeinen Verwaltungsdigitalisierung
behandelt wird. Dahinter steht das Kalkul, den Mitgliederschwund der Kirchen durch kinstliche
birokratische Hirden zu bremsen: Austrittswillige warten bei den Uberlasteten Amtsgerichten oft
monatelang auf einen Termin, zahlen in dieser Zeit weiter Kirchensteuer und muissen 30 Euro Gebuhr
entrichten. Unsere Rechtspflegerinnen an den Amtsgerichten rennen personell gegen die Wand; wir
durfen kein hochqualifiziertes Justizpersonal fur das Abstempeln von Vereinsaustritten verschwenden.
Die klerikale Ausnahme vom Onlinezugangsgesetz (OZG) muss sofort fallen



AA-31 Verwaltung entlasten — Ende des staatlichen Kirchensteuereinzugs

Antragsteller®in: Diana Siebert (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext
WP-06 Ein Land der Vielfalt (Religionspolitik / Finanzen) Zielzeilen: 492-502

Wir beenden die Praxis, dass die staatlichen Finanzbehdrden den Einzug der
Mitgliedsbeitrage fur die Amtskirchen (Kirchensteuer) ibernehmen. In Zeiten, in
denen das Land Nordrhein Westfalen und seine Kommunen unter extremen
finanziellen und administrativen Belastungen stehen, mussen die staatlichen
Ressourcen auf die Kernaufgaben der 6ffentlichen Verwaltung konzentriert werden.
Der sdkulare Staat ist nicht das Inkassounternehmen fur Religionsgemeinschaften.
Die Kirchen sind zivilgesellschaftliche Akteure und mussen, wie jede

Gewerkschaft, Partei oder NGO auch, den Einzug ihrer Mitgliedsbeitrage selbst

und auf eigene Kosten organisieren.

Begriindung

Unsere Verwaltungen und Finanzamter arbeiten an der absoluten Belastungsgrenze. Das Argument, die
Kirchen wirden den Staat fur den Kirchensteuereinzug bezahlen (Einbehalt), greift in Zeiten des
eklatanten Fachkraftemangels ins Leere: Der Staat kann seine knappe hoheitliche IT- und
Personalinfrastruktur nicht als ,Miet-Biirokratie” an externe Vereine verpachten, wahrend gleichzeitig
ihm selbst das Personal fur die Bekampfung von Steuerhinterziehung und fur Kernaufgaben fehlt.
Zudem verleiht der staatliche Einzug den Kirchenbeitragen eine unrechtmafiige hoheitliche Aura.



AA-32 Verfassungsauftrag erfiillen — Historische Staatsleistungen restlos ablosen

Antragsteller®in: Diana Siebert (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Verfassungsauftrag zur Ablosung der historischen Staatsleistungen an die
Amtskirchen aus dem Jahr 1919 (Art. 138 WRV i.V.m. Art. 140 GG) muss endlich
umgesetzt werden. Wir beenden die ungerechtfertigten Millionen-Zahlungen aus dem
allgemeinen Landeshaushalt. Nordrhein Westfalen wird sich im Bundesrat fur ein
bundesweites Grundsatzgesetz zur Ablosung nach dem Prinzip der bereits erfolgten
Tilgung einsetzen und gleichzeitig ein eigenes Landesgesetz vorbereiten, um die
Zahlungen notfalls unilateral zu beenden.

Dem Vorwand, das Land kdnne sich eine Ablésung haushaltspolitisch nicht leisten,
erteilen wir eine klare Absage: Die historischen Verpflichtungen sind nach tGber
100 Jahren langst monetar getilgt; eine Ablosung kann durch eine Null-Losung
oder kurz befristete Schlussraten erfolgen. Es darf nicht langer eine angebliche
gesellschaftliche Abhangigkeit von kirchlichen Institutionen (Kitas, Kliniken)
vorgeschoben werden, da diese ohnehin fast vollstandig aus Steuern und
Sozialkassen finanziert werden. Zudem beenden wir die absurde Praxis, durch
pauschale Zuweisungen selbst den reichsten Kirchengliederungen ohne jede
Bedirftigkeitspriifung staatliche Millionen zuzuschieben.’

Begriindung

Bereits im Wahlprogramm 2022 haben wir uns klar zur Ablésung der altrechtlichen Staatsleistungen
bekannt (,dem Auftrag des Grundgesetzes endlich nachzukommen und die altrechtlichen
Staatsleistungen abzuldsen®). Seit tiber 100 Jahren wird dieser Verfassungsauftrag jedoch verschleppt,
wahrend Land und Kommunen finanziell gegen die Wand fahren. Wenn die Ablésung gefordert wird,
wird reflexhaft behauptet, der Haushalt konne sich milliardenschwere Einmalzahlungen nicht leisten -
ein Taschenspielertrick zur Wahrung des Status quo, da die historischen Entschadigungen langst
uberzahlt sind. Zudem vermengen die Kirchen diese Zahlungen rhetorisch mit ihren sozialen
Einrichtungen, obwohl diese staatlich refinanziert werden. Das System der pauschalen Zuweisung flhrt
in NRW dazu, dass das Land ausgerechnet Bistimern wie Koln oder Paderborn, die auf
Milliardenvermdgen sitzen, ohne jede Bedurftigkeitsprifung Steuergelder Uberweist.



AA-37 Bleiberechtsprogramm unterstiitzen

Gremium: Kreisvorstand Koln
Beschlussdatum: 20.10.2026

Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kéln reicht folgenden Anderungsantrag zum Landtagswahlprogramm
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-06: "Ein Land der Vielfalt” wird ab Zeile 623 nach ,....Zivilgesellschaft
besser verzahnen.  wie folgt erganzt:

Aufserdem erkennen wir den Erfolg der kommunalen Bleiberechtsprogramme an und
unterstitzen die Kommunen in der Umsetzung.

Begriindung

Mit Beschluss der KMV vom 19.09.26 bekennen wir uns als BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Kéln
ausdrucklich zum Kolner Bleiberechtsprogramm und setzen uns fir dessen Fortfiihrung ein. Fur eine

langfristige und erfolgreiche Umsetzung braucht es neben dem Einsatz in den Kommunen auch den
entsprechenden Rickhalt von Landesebene.



AA-39 Keine Abschiebungen in Gefahr oder ins Unrecht

Antragsteller®in: Stephan Eckstein (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kdln reicht folgenden Anderungsantrag des Landtagswahlprogramms
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-06: ,Ein Land der Vielfalt® wird in Zeile 1080 nach ,Wir unterstiitzen
Menschen, die gezwungen sind, ihre Heimat zu verlassen und Schutz zu suchen’
wie folgt erganzt:

LInsbesondere verhindern wir, dass Menschen, die in NRW Schutz suchen, in
menschenunwdurdige Situationen oder in Gefahr gebracht oder ihrer
rechtsstaatlichen Verfahren beraubt werden:”

Begriindung

Erfolgt mundlich.

Beschlossen im AK Internationales & Europa am 22.10.2026



AA-40 Verantwortlichkeiten klar benennen

Antragsteller®in: Stephan Eckstein (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kdln reicht folgenden Anderungsantrag des Landtagswahlprogramms
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-06: ,Ein Land der Vielfalt® wird in Zeile 1083 der Satz ,Die Terrorangriffe

vom 7. Oktober 2023, gefiihrt von der islamistischen Hamas und ihre Folgen haben
den Konflikt im Nahen Osten in eine neue Dimension der Gewalt gefiihrt“ wie folgt
geandert:

,Die Terrorangriffe vom 7. Oktober 2023, gefuhrt von der islamistischen Hamas,
und die massive Reaktion Israels darauf haben den Konflikt im Nahen Osten in
eine neue Dimension der Gewalt

geflhrt.

Begriindung

Die Originalformulierung ,und ihre Folgen® unterschlagt den eigenstandigen Beitrag der israelischen
Regierung zur Steigerung der Gewalt.,,Folgen® werden im allgemeinen als naturgesetzlich oder logisch
,zwingend® empfunden. Die Art der Gegenwehr der israelischen Seite war aber in ihrem Ausmaf} und in
der Qualitat nicht alternativlos.

Beschlossen im AK Internationales & Europa am 22.10.2026



AA-42 Ukraine in die EU

Antragsteller®in: Stephan Eckstein (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kdln reicht folgenden Anderungsantrag des Landtagswahlprogramms
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-06: ,Ein Land der Vielfalt” wird in Zeile 1105 nach dem Satz ,Wir stehen fest
an der Seite der Ukraine und der Menschen in der Ukraine." wie folgt eingefligt
und der darauffolgende Satz ,Wir wollen den wirtschaftlichen Wiederaufbau der
Ukraine aktiv mitgestalten und bauen dafiir auf die Starken unseres Bundeslandes:
[...] wie folgt geandert:

Wir beflrworten daher ausdriicklich den EU-Beitritt der Ukraine und wollen den
wirtschaftlichen Wiederaufbau der Ukraine aktiv mitgestalten. Daflr bauen wir
auf die Starken unseres Bundeslandes: [...]"

Begriindung

Die Solidaritat mit der Ukraine und den Menschen, die dort leben ist gemafs unserer Werte
unverhandelbar. Fir Viele endet Solidaritat aber bei der Diskussion um den Beitritt der Ukraine in die
EU und die damit Verbundenen Friedens- und Verteidigungsversicherungen. Daher ist ein klares
Bekenntnis zur Ukraine auf ihrem Weg in die EU an dieser Stelle im Programm wichtig.

Beschlossen im AK Internationales & Europa am 22.10.2026



AA-47 Agenda 2030 und Folgeprozess stirken

Antragsteller®in: Stephan Eckstein (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kdln reicht folgenden Anderungsantrag des Landtagswahlprogramms
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-06: ,Ein Land der Vielfalt” wird in Zeile 1170 der Satz ,Wir setzen uns fiir

einen fairen globalen Handel und die Einhaltung von Umweltschutz und
Menschenrechten entlang globaler Lieferketten ein, treten fir die Umsetzung der
Agenda 2030 ein und treiben die Nachhaltigkeitsstrategie des Landes NRW voran -
unterstiitzt durch gezielte Kampagnen fir fairen Handel." wie folgt gedndert und
erganzt:

JWir setzen uns fur einen fairen globalen Handel und die Einhaltung von
Umweltschutz und Menschenrechten entlang globaler Lieferketten ein und treiben
die Nachhaltigkeitsstrategie des Landes NRW voran - unterstutzt durch gezielte
Kampagnen fur fairen Handel. Auch treten wir firr eine verstarkte Umsetzung der
Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen fiir nachhaltige Entwicklung ein und beteiligen
uns im Beyond 2030 Prozess fur eine andauernde starke internationale Kooperation
fir eine sozial-6kologische Transformation.’

Begriindung

Die 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen umfassen weit mehr als globale Lieferketten,
darunter zentrale Themen wie Armutsbekampfung, Bildung, Geschlechter-gerechtigkeit und weniger
Ungleichheiten. Daher sollten sie als eigenstandiger Punkt verankert werden. Zudem ist es wichtig, die
Beteiligung des Bundeslandes am Prozess ,Beyond 2030 zu nennen, um die Weiterentwicklung der
globalen Nachhaltigkeitsagenda im Sinne unserer Ziele aktiv mitzugestalten.

Beschlossen im AK Internationales & Europa am 22.10.2026



AA-48 Die Eine Welt ist unser Ziel!

Antragsteller®in: Stephan Eckstein (KV Koln)
Tagesordnungspunkt:  TOP 4 Anderungsantrage Landtagswahlprogramm

Antragstext

Der Kreisverband Kdln reicht folgenden Anderungsantrag des Landtagswahlprogramms
fur die Landesdelegiertenkonferenz vom 13. bis 15.11.2026 ein.

WP-06: ,Ein Land der Vielfalt” wird in Zeile 1179 vor dem Satz ,Auch unsere
Kommunen tragen diese globale Verantwortung mit[...]“ wie folgt erganzt:

JWir setzen uns fur eine starke und partnerschaftliche Entwicklungspolitik im
Sinne der Einen Welt ein und arbeiten dabei eng mit zivilgesellschaftliche
Organisationen, Kirchen und Wirtschaft zusammen.’

Begriindung

Ein klares Bekenntnis zur Entwicklungspolitik ist gerade in Zeiten wichtig, in denen sie zunehmend
unter Druck steht und ihre Bedeutung und Wirkung in der 6ffentlichen Debatte haufig verzerrt und
irrefUhrend dargestellt wird. Entwicklungszusammenarbeit darf nicht als verzichtbare Zusatzleistung
verstanden werden, sondern ist Ausdruck globaler Verantwortung und eine notwendige Voraussetzung
fur mehr Gerechtigkeit, Frieden und eine nachhaltige Entwicklung. Gerade angesichts zunehmender
globaler Krisen und Ungleichheiten ist es wichtiger denn je, internationale Partnerschaften auf

Augenhdhe zu stdarken und gemeinsame Verantwortung fir die Eine Welt zu Ubernehmen.

Beschlossen im AK Internationales & Europa am 22.10.2026



	A1: Verlängerung der Amtszeit des Kreisvorstands bis nach der Landtagswahl
	A2: Einsetzung einer Wahlkampfkommission der Kölner GRÜNEN zum Landtagswahlkampf 2027
	A3: Mitgliederrat
	ÄA-01: Beschleunigung von Planungsverfahren
	ÄA-02: Besserer ÖPNV in NRW: Klimatisiert, bezahlbar, durchdacht
	ÄA-03: Kein Greenwashing bei klimaschädlicher Mobilität (Kap. 1, Z. 969)
	ÄA-04: Nachtflugverbot am Flughafen Köln/Bonn
	ÄA-05: Konkrete Anreize für weniger Emissionen im Luftverkehr
	ÄA-06: Effektivere Flächennutzung
	ÄA-08: Verringerung struktureller Bildungsungleichheit – Priorisierung der inklusiven Gesamtschule
	ÄA-15: Keine Segregation im Klassenzimmer – Konfessionell ungebundene Schule als Regelschule
	ÄA-16: Digitale Bildung landesweit denken
	ÄA-17: Schuldnerberatung für alle
	ÄA-18: Vergesellschaftung
	ÄA-19: Neue Landesentwicklungsgesellschaft
	ÄA-20: Bezahlbaren Wohnraum schaffen
	ÄA-21: Wiedereinführung der Fehlbelegungsabgabe
	ÄA-22: Wohnen als Menschenrecht: Obdach- und Wohnungslosigkeit überwinden
	ÄA-29: Keine Sonderauswertung von Deutschen mit doppelter Staatsbürgerschaft
	ÄA-30:  Keine klerikale Ausnahme bei der Verwaltungsdigitalisierung – Kirchenaustritt online und hürdenfrei ermöglichen
	ÄA-31: Verwaltung entlasten – Ende des staatlichen Kirchensteuereinzugs
	ÄA-32: Verfassungsauftrag erfüllen – Historische Staatsleistungen restlos ablösen
	ÄA-33: Bleiberechtsprogramm unterstützen
	ÄA-39: Keine Abschiebungen in Gefahr oder ins Unrecht
	ÄA-40: Verantwortlichkeiten klar benennen
	ÄA-42: Ukraine in die EU
	ÄA-47: Agenda 2030 und Folgeprozess stärken
	ÄA-48: Die Eine Welt ist unser Ziel!

